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Störende Einwirkungen 

vom Nachbargrundstück

In § 906 Abs. 1 BGB wird eine Reihe von Im-

missionen (so zum Beispiel Rauch, Geruch, 

Lärm, Gase usw.) genannt, die die Benutzung 

des Nachbargrundstücks beeinträchtigen kön-

nen. Die Bestimmung enthält daher unter Um-

ständen einen Beseitigungs- beziehungsweise 

Unterlassungsanspruch bei entsprechenden 

Störungen. Bevor jedoch auf Beispiels�lle 

für verschiedene Beeinträchtigungen einge-

gangen wird, soll zunächst die Systematik der 

Vorschrift erläutert werden.

Die Systematik des § 906 Abs. 1 BGB
Nach § 906 Abs. 1 BGB kann ein Grundstücks-

eigentümer bestimmte Einwirkungen vom 

Nachbargrundstück verbieten, wenn sie zu 

einer wesentlichen Beeinträchtigung der 

Grundstücksbenutzung führen. Im Umkehr-

schluss folgt daraus, dass er unwesentliche Be-

einträchtigungen grundsätzlich dulden muss.

Ist die Beeinträchtigung nach § 906 Abs. 1 

BGB wesentlich, so kann der Nachbar sie nicht 

verbieten, wenn die Benutzung des einwir-

kenden Grundstücks ortsüblich ist und die 

Beeinträchtigung nicht durch wirtschaftlich 

zumutbare Maßnahmen verhindert werden 

kann (§ 906 Abs. 2 BGB). Für die Beurteilung 

des Begri�es „ortsübliche Nutzung“ kommt es 

auf die Umgebung an. Im Zweifel wird ein Ge-

richt den Begri� auslegen müssen.

d
beispiel:  Der Laub- und Nadel-

fall vom Baum eines Nachbarn wird 

in einer durchgrünten ländlichen Gegend 

eher zu dulden sein als in einem dicht be-

siedelten Stadtviertel.

Liegt eine wesentliche, aber ortsübliche Beein-

trächtigung vor, so muss sie nur dann geduldet 

werden, wenn sie nicht durch wirtschaftlich 

zumutbare Abwehrmaßnahmen verhindert 

werden kann. Für den „Störer“ muss die Ab-

wehrmaßnahme unzumutbar sein. Hierbei 

wird an die Leistungs�higkeit einer „Durch-

schnittsperson“ angeknüpft. Es spielt also 

keine Rolle, ob die konkret betro�ene Per-

son wegen �nanzieller Engpässe zurzeit die 

Maßnahme nicht �nanzieren kann. In diesem 

Falle wird sie möglicherweise durch Dritt�-

nanzierung (so etwa durch einen Kredit) zum 

Handeln gezwungen sein.

Ist die Abwehrmaßnahme generell wirt-

schaftlich unzumutbar, so ist die Beeinträch-

tigung vonseiten des Nachbarn zu dulden. In 

diesem Falle hat er jedoch eine Art �nanziellen 

„Entschädigungsanspruch“ (siehe § 906 Abs. 2 

BGB), wenn die Einwirkung eine ortsübliche 

Nutzung seines Grundstücks oder dessen Er-

trag über das zumutbare Maß hinaus beein-

trächtigt. Die Höhe richtet sich nach dem Wert-

verlust des Grundstücks durch die bestehende 

Beeinträchtigung. In diesem Zusammenhang 

wird auf die Fallbeispiele verwiesen. 

Nach §  906 BGB kann der Grundstücks-

eigentümer verschiedene Einwirkungen vom 

Nachbargrundstück verbieten, wenn sie we-

sentlicher Art sind und keine Duldungsp�icht 

besteht. Die Duldungsp�icht orientiert sich an 
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der Ortsüblichkeit der Einwirkung beziehungs-

weise an der allgemeinen Zumutbarkeit, die 

Störung abstellen zu können. Für eine zu dul-

dende wesentliche Beeinträchtigung besteht 

gegebenenfalls ein geldmäßiger Ausgleichs-

anspruch (siehe § 906 Abs. 2 letzter Satz BGB).

Die Beweislast für das Vorliegen einer „Im-

mission“ liegt beim Kläger. Die beklagte Per-

son kann natürlich im Gegenbeweis feststel-

len, dass es sich bei der Einwirkung lediglich 

um eine solche unwesentlicher Art handelt.

Mit dem Sachenrechtsänderungsgesetz 

(BGBl. 1994 I, 2489) ist mit Wirkung vom 

1.10.1994 eine Änderung des §  906 BGB in 

Kraft getreten, die die Zivilgerichte beachten 

müssen.

Vor dem genannten Zeitpunkt stellte die 

Rechtsprechung im Zivilrechtsstreit bei der 

Beurteilung einer Immission immer auf 

das „Emp�nden eines verständigen Durch-

schnittsmenschen“ ab. Bei der Durchsetzung 

nachbarrechtlicher Ansprüche kam es daher 

in der Vergangenheit immer wieder dazu, 

dass zwei an sich gleich gelagerte Fälle durch 

die Verwaltungsgerichte und Zivilgerichte 

unterschiedlich beurteilt wurden, weil das 

ö�entliche Recht (insbesondere das Immis-

sionsschutzrecht) schon immer an die durch 

Verwaltungsvorschrift festgelegten Grenz- 

und Richtwerte gebunden war. Die Änderung 

der Vorschrift des § 906 Abs. 1 BGB sollte da-

her zu einer Rechtsangleichung zwischen 

zivilrechtlicher und verwaltungsrechtlicher 

Immissionsbeurteilung führen. Auch die Zi-

vilrechtsprechung orientiert sich seither an 

amtlichen Richt- und Grenzwerten mit der 

Folge, dass bei Einhaltung dieser Werte eine 

Immission grundsätzlich keine wesentliche 

Beeinträchtigung auslöst. Allerdings soll ein 

starrer Rückgri� auf die vorhandenen Richt- 

und Grenzwerte vermieden werden. So hat der 

BGH (Az. ZR 89/919), die Feststellungen eines 

Oberlandesgerichtes in einem Verfahren zur 

Beurteilung einer Lärmbelästigung gerügt, 

weil die Richter sich keinen persönlichen 

Eindruck vor Ort verscha�ten, sondern ihre 

Entscheidung nur auf Messwerte abstellten. 

Die Lästigkeit eines Geräusches, so die Bundes-

richter, hänge nicht allein von Messwerten ab, 

sondern von einer Reihe anderer Umstände, 

für die es auf das eigene Emp�nden des Rich-

ters ankomme.

⮎
wissen kompakt 

Aus § 906 Abs. 1 BGB: 

„Der Eigentümer eines Grundstücks kann 

die Zuführung von Gasen, Dämpfen,  

Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Geräusch, 

Erschütterungen und ähnliche von einem 

anderen Grundstück ausgehende Ein-

wirkungen insoweit nicht verbieten, als 

die Einwirkung die Benutzung seines 

Grundstücks nicht oder nur unwesentlich 

beeinträchtigt. Eine unwesentliche Beein-

trächtigung liegt in der Regel vor, wenn 

die in Gesetzen oder Rechtsverordnungen 

festgelegten Grenz- oder Richtwerte von 

den nach diesen Vorschri�en ermittelten 

oder bewerteten Einwirkungen nicht über-

schritten werden. Gleiches gilt für Werte in 

allgemeinen Verwaltungsvorschri�en, die 

nach § 48 des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes erlassen worden sind und den 

Stand der Technik wiedergeben.“
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Die Aufzählung der Einwirkungen in §  906 

Abs. 1 BGB ist allerdings nicht abschließend.

In den nachfolgenden Einzelausführungen 

sollen nachbarrechtliche Abwehransprüche 

dargestellt werden, die sich aus dem Bür-

gerlichen Gesetzbuch ergeben. Im Bereich 

der Abwehr von sogenannten Immissionen 

(Lärmbeeinträchtigung, Luftverunreinigung, 

Staubbelästigung von gewerblichen Anla-

gen) gibt es neben dem Zivilrechtsweg gege-

benenfalls auch einen ö�entlich-rechtlichen 

Abwehranspruch, der über das Bundes-Im-

missionsschutzgesetz beziehungsweise die 

Immissionsschutzgesetze der Länder gewähr-

leistet wird (siehe hierzu Ausführungen auf 

Seite 154 �.).

⮎
wissen kompakt  

 Welchen Schutz gewährt das  

Umweltha�ungsgesetz? 

Das Umweltha�ungsgesetz vom 

10.12.1990 (BGBl. I S. 2634 �.), das zum 

1.1.1991 in Kra� getreten ist, möchte den 

Privatrechtsschutz gegenüber Anlagen 

verbessern. Es ist eine Anspruchsgrund-

lage zur Erhebung eines Schadens-

ersatzes, wenn durch eine Anlage (in der 

gewerblichen Anlage, siehe Anhang I zum 

Gesetz) eine schädliche Umwelteinwirkung 

entsteht. Ein solcher Umstand kann sich 

unmittelbar beim Anlagebetrieb oder auch 

bei einem sogenannten „Störfall“ ergeben. 

Ansprüche sind dann ausgeschlossen, 

wenn die Umwelteinwirkung als unwesent-

liche Beeinträchtigung im Sinne des § 906 

BGB angesehen wird. 

Grillrauch und Kaminqualm

Gerade in den Sommermonaten geht Omar Öz-

kan gern seiner Leidenschaft des Gartengril-

lens nach. Für seine Grillspezialitäten ist er 

in der Nachbarschaft bestens bekannt. Nicht 

erfreut von diesem Hobby ist Özkans unmit-

telbarer Nachbar, der ständig die Bratengerü-

che in der Nase hat. Er will gänzlich erzwin-

gen, dass sein Nachbar das Grillen im Freien 

unterlässt.

Bei der Beantwortung der Frage wird es auf 

den Umfang der Grilltätigkeit ankommen. 

Wird der Nachbar auf einem üblichen Haus-

grill in den Sommermonaten gelegentlich 

grillen, so wird man eine wesentliche Beein-

trächtigung im Sinne des Gesetzes nicht an-

nehmen können. Auch kann Özkans Nachbar 

ihm nicht generell das Gartengrillen verbie-

ten, es sei denn, es würden sonstige Vorschrif-

ten verletzt werden (zum Beispiel durch eine 

erhöhte Brandgefahr). 

a
das ist wichtig:  Bei Rauch-

belästigungen in der Nachbarscha� 

wird es in erster Linie darauf ankommen, 

ob eine wesentliche Beeinträchtigung vor-

liegt, und bei Feuerungsanlagen, ob diese 

gegebenenfalls baurechtlich genehmigt 

sind und keine technischen Mängel auf-

weisen.

Bei Rauchbelästigungen durch gewerbliche 

Anlagen (zum Beispiel durch eine Räucher-

kammer oder durch den Fabrikrauch einer 

Erzgrube) sollten die zuständigen Umwelt-

behörden eingeschaltet werden, die dann 
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die notwendigen Feststellungen anhand von 

Luftmessungen vornehmen werden. Entspre-

chend einzuhaltende Richtwerte enthalten 

Verordnungen und Verwaltungsvorschriften 

zum Bundes-Immissonsschutzgesetz bezie-

hungsweise das jeweilige Landes-Immissi-

onsschutzrecht (zum Beispiel TA Luft, VO über 

Großfeuerungsanlagen usw.). Bei einer privat-

rechtlichen Klage wird der Nachweis einer Be-

einträchtigung durch ein Sachverständigen-

gutachten zu führen sein. Anhaltspunkte für 

eine Beeinträchtigung können sich aber auch 

aus örtlichen Gegebenheiten ableiten lassen 

(zum Beispiel durch die Feststellung, dass 

2
c

so entschieden die  
gerichte:  

Die Belästigung der Nachbarscha� 

durch Grillrauch im Garten ist überwie-

gend ziviles Nachbarrecht. Nur in Aus-

nahmefällen kann das ö�entliche Recht 

(Immissionsschutzrecht) betro�en sein: 

wenn der beim Grillen im Freien ent-

stehende Qualm in konzentrierter Form 

in die Wohn- und Schlafräume unbetei-

ligter Nachbarn eindringt und hierdurch 

eine erhebliche Belästigung entsteht 

(OLG Düsseldorf, Az. 5 Ss 149/95). 

Anders ist dagegen die Situation im 

zivilen Nachbar-, Miet- oder Wohnungs-

eigentumsrecht. Hier kann beispielswei-

se das Grillen mit einem Gartengrillgerät 

auf dem Balkon in einer Miet- oder Eigen-

tumswohnung untersagt werden. Durch 

das Grillen auf dem o�enen Holzkohlen-

feuer erfolgt eine Rauch- und Geruchs-

belästigung, die unter den genannten 

Umständen von den sonstigen Mitbe-

wohnern nicht hingenommen werden 

muss (siehe AG Wuppertal, Beschluss 

vom 25.10. 1976, Az. 47 Ur II 7/76). 

Das Amtsgericht Bonn (Az. 6 C 545/96) 

war beispielsweise der Ansicht, dass 

das Grillen auf Balkonen und Terrassen 

nur einmal monatlich zulässig ist. Im 

Übrigen sei die Absicht des Grillens dem 

unvermeidlich belästigten Mieter 48 

Stunden vorher anzukündigen.

Das OLG Oldenburg (Az. 13 U 53/02) 

untersagte einem Nachbarn generell 

Grillaktivitäten zwischen 22.00 und 7.00 

Uhr und beschränkte das Grillen auf-

grund beengter Nachbarscha�sverhält-

nisse auf viermal jährlich.  

Zum Grillen im Bereich des Gartens 

einer Wohnungseigentumsanlage hatte 

das Bayerische Oberste Landesgericht 

(Beschluss vom 18.3.1999, Az. 2 Z BR 

6/99) nach Ortsbesichtigung entschie-

den, dass einem Grillfreund das Grillen 

mit einem Holzkohlengrill ö�er als 

fünfmal im Jahr und in einem Bereich, 

der weniger als ca. 25 Meter von der 

Wohnung des Nachbarn entfernt ist, 

untersagt wird.
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wegen der Rauchbelästigung zu bestimmten 

Zeiten keine Fenster geö�net werden können 

oder aber dass innerhalb des Wohngebäudes 

Rußablagerungen vorhanden sind). 

Kein Abwehranspruch besteht gegen Oster-

feuer, das nur einmal jährlich statt�ndet (VG 

Braunschweig, Urteil vom 30.9.2008, Az. 2 A 

50/08). Das Immissionsschutzrecht verlangt 

nicht, sämtliche Einwirkungen durch Lärm, 

Staub, Gerüche etc. zu vermeiden, sondern 

nur „erhebliche“ Nachteile und Belästigungen.

c
so entschieden die  
gerichte:  

Zum Thema Rauch und Rußbelästi-

gung siehe OLG Nürnberg (Urteil vom 

25.1.1990, Az. 8 U 341/86) und OLG 

Oldenburg (NJW-RR 1991, 653) zu den 

notwendigen Feststellungen bei der 

Prüfung eines Abwehranspruchs bei 

einer Holzfeuerungsanlage.

Häu�g kommt es jedoch auch zwischen zwei 

Nachbarn zu Auseinandersetzungen wegen 

auftretender Rauchbelästigungen. Diese ha-

ben entweder ihre Ursache darin, dass ein Ka-

min zu tief errichtet wurde beziehungsweise 

wegen Hangbebauung nicht die gewünschte 

Wirkung entfaltet oder aber, dass neben der 

Heizfeuerung auch Kachelöfen oder o�ene Ka-

mine betrieben werden. 

Bei häuslichen Kaminanlagen und ähnli-

chen Einrichtungen sind die Bestimmungen 

der Verordnung über Kleinfeuerungsanlagen 

(1. Bundes-Immissionsschutzverordnung) an-

zuwenden.

Die Nachbarn Müller und Nguyen wohnen 

in einer Reihenhaussiedlung direkt neben-

einander. Die zuständige Behörde hat Müller 

den Einbau eines Notkamins genehmigt mit 

der Au�age „Der Kamin darf nur bei Ausfall 

der Primärenergie als Notkamin verwendet 

werden“. Im Laufe der Zeit betreibt Müller 

nach Belieben den Notkamin, wodurch für 

die Familie Nguyen eine erhebliche Rauch-

belästigung entsteht. Kann die Familie die 

Unterlassung der Feuerung verlangen?

Ja. Der Bundesgerichtshof (MDR 1996, 1236) 

stellte in seiner Entscheidung eindeutig fest, 

dass eine Beschränkung der Befeuerung des 

Notkamins allein zum Schutz der Nachbar-

schaft vor erheblichen Belästigungen erfolgte. 

Ein Verstoß gegen die baurechtliche Au�age 

kann auch zivilrechtlich durchgesetzt werden. 

Der betro�ene Grundstückseigentümer ist an 

die Einhaltung der Au�age auch dann gebun-

den, wenn sein Nachbar hierdurch nicht kon-

kret gestört wird. Der beklagte Grundstücks-

nachbar kann sich nicht darauf berufen, dass 

andere Personen im Umkreis auch eine ähn-

liche Befeuerung durchführen.

a
das ist wichtig:  Streitigkeiten 

wegen einer zu geringen Kaminhöhe 

können häu�g durch die einvernehmliche 

(gemeinsame) Anscha�ung eines Kamin-

aufsatzes verhindert werden.

Mit der Frage der Rauchbelästigung durch 

eine Hausfeuerungsanlage (Holz, Kohle) hat 

sich auch der VGH Mannheim (NJW 1990, 1930 

�.) befasst. Geklagt hatte ein Nachbar, dessen 

Terrasse 2 Meter tiefer als die Mündungen der 
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zwei im Abstand von 7 bis 8 Metern entfern-

ten Schornsteine lag. Mit der Klage verfolgte er 

gegen das Land den Erlass einer immissions-

schutzrechtlichen Anordnung zur Erhöhung 

der Schornsteine um 1,50 m bis 2 m. Die Kla-

ge wurde im Berufungsverfahren abgewiesen, 

weil aufgrund der erfolgten Messungen keine 

wesentliche Beeinträchtigung gegeben war. 

Die Entscheidung ist auch deshalb interessant, 

weil der VGH Mannheim untersucht hat, unter 

welchen Voraussetzungen Einzelne ein Tätig-

werden der Behörde verlangen können.

d
beispiel:  Philipp Petrovic fühlt 

sich durch den Betrieb eines o�enen 

Kamins in der Nachbarscha� belästigt. 

Er verlangt von seinem Nachbarn eine 

Einschränkung der Benutzungszeiten. Als 

der seinen Wunsch ablehnt, kommt es 

zur Klage. Besteht die Möglichkeit, die 

Benutzungszeiten für einen o�enen Kamin 

einzuschränken?

Ja, so die Ansicht des OVG Koblenz (Az. 7 B 

10342/91). Es bestätigte damit eine immis-

sionsschutzrechtliche Anordnung der zustän-

digen Behörde, wonach der o�ene Kamin nur 

gelegentlich, das heißt ab und zu, bei beson-

deren Anlässen betrieben werden darf, wobei 

der Betrieb auf acht Tage im Monat für fünf 

Stunden beschränkt wurde. Die Richter be-

gründeten ihre Au�assung mit dem Hinweis, 

dass sogenannte Kaminöfen wegen der un-

vollkommenen Verbrennung und der unzurei-

chenden Primärenergienutzung Emissionen 

verursachen, die nach dem Stand der Technik 

vermeidbar sind.

Das Bundesverwaltungsgericht (Beschluss 

vom 16.11.2010, Az. 7 B 41.10) hat jedoch zwi-

schenzeitlich klargestellt, dass ein eingebau-

ter Kaminofen, bei dem sich die Ofentüren 

automatisch schließen, kein o�ener Kamin 

im Sinne der ersten Bundesimmissions-

schutzverordnung (1. BImSchV) ist. Dieser 

kann so oft beheizt werden, wie es von sei-

nen technischen Bedingungen her möglich 

ist. Probleme entstehen jedoch durch das 

falsche Anheizen beziehungsweise die Ver-

wendung von falschen Brennsto�en. Nach der 

1. BImSchV müssen alte Kaminöfen überprüft 

werden, ob sie den Emissionsanforderungen 

von heute noch genügen. Werden Grenzwerte 

überschritten, muss nachgerüstet (Filterein-

bau) oder das Gerät ausgetauscht werden. Für 

Altgeräte läuft eine Übergangsfrist bis 2024.

Lärm

Durch die erfolgte Änderung des §  906 BGB 

wird nunmehr im Gesetz festgeschrieben, 

dass eine unwesentliche Beeinträchtigung 

vorliegt, wenn die in Gesetzen und Rechtsvor-

schriften festgelegten Grenz- und Richtwerte 

nicht überschritten werden. Damit wird der 

Versuch unternommen, eine Art „Rechtsan-

gleichung“ zwischen ö�entlichem und priva-

tem Recht durchzusetzen.

a
das ist wichtig:  Im Privatrecht 

gilt also jetzt die „Regelvermutung“ 

einer unwesentlichen Beeinträchtigung, 

wenn eine Störung die vorgegebenen 

Richtwerte unterschreitet. 

2
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Im Bereich der Lärmbeeinträchtigung gibt es 

eine breite Spannweite unterschiedlicher Ein-

wirkungen. In den nachfolgenden Ausführun-

gen kann daher nur vereinzelt auf verschie-

dene Lärmschutzklagen eingegangen werden. 

Die Zahl der Klagen in diesem Spektrum ist 

steigend, was zum einen mit der erhöhten 

Emp�ndlichkeit der Bürger begründet werden 

kann, aber auch Aus�uss dessen ist, dass die 

Besiedlung immer dichter wird und die unter-

schiedlichen Lärmquellen weiter zunehmen.

Im Privatrecht wird auch nach der Neure-

gelung des § 906 BGB eine Einzelfallprüfung 

erhalten bleiben, die auch die Berücksichti-

gung besonderer örtlicher Umstände erfasst. 

Zur Ermittlung des Erheblichkeitsgrads der 

Störung kann jedoch auf die im ö�entlichen 

Recht entwickelten Richt- und Grenzwerte 

zurückgegri�en werden.

Die Regelwerte im Immissionsschutzbe-

reich sind sehr umfassend, sodass stellver-

tretend für alle übrigen Regelungen auf zwei 

wichtige Vorschriften (TA Lärm) eingegangen 

werden soll. Auf im Einzelfall zu berücksichti-

gende Sonderregelungen wird beim jeweiligen 

Thema hingewiesen.

Bei der Technischen Anleitung zum Schutz 

gegen Lärm (TA Lärm) vom 11.8.1998 handelt 

es sich um eine Verwaltungsvorschrift zum 

Bundes-Immissionsschutzgesetz. Sie enthält 

ebenso wie die VDI-Richtlinie Nr. 2058 (Richt-

linie zur Beurteilung von Arbeitslärm in der 

Nachbarschaft) sogenannte Immissionsricht-

werte. Geräusche aller Art sind in Dezibel (Ab-

kürzung dB/A) messbar. Nur zur Orientierung 

sei gesagt, dass Immissionswerte bis zu 20 dB 

(A) für das menschliche Ohr kaum wahrnehm-

bar sind und erst ab ca. 90 dB (A) zu Schäden 

am menschlichen Gehör führen können. Die 

jeweiligen Regelwerke schreiben dann genau 

vor, wie die Messung zu erfolgen hat (zum 

Beispiel 0,50 Meter vor dem vom Lärm am 

stärksten betro�enen geö�neten Fenster). Es 

werden auch Immissonsrichtwerte für Tag 

und Nacht (22.00 bis 6.00 Uhr) unterschieden, 

ebenso für verschiedene Planbereiche (so etwa 

für Gewerbegebiet, Wohngebiet und andere). 

Weiterhin wird zwischen Innenraum- und 

Außenmessungen di�erenziert.

Immissionsrichtwerte

tagsüber nachts

„innen“ 35 dB(A) 25 dB A)

„außen“

Industriegebiete

Gewerbegebiete

Mischgebiete

Allgemeine  
Wohngebiete

Reine Wohngebiete
Kurgebiete,  
Krankenhäuser,
Pflegeanstalten

70 dB(A)

65 dB(A)

60 dB(A)

55 dB(A)

50 dB(A)

45 dB(A)

70 dB(A)

50 dB(A)

45 dB(A) 

40 dB(A)

35 dB(A)

35 dB(A)

Wer führt die Messung durch? Die Messung 

wird durch einen Sachverständigen durchge-

führt, der vom Gericht bestimmt wird. Diese 

Messung kann auch durch die Gewerbeauf-

sichtsämter beziehungsweise von den tech-

nischen Überwachungsvereinen (TÜV) vorge-

nommen werden. Natürlich hat jeder Kläger 


